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Frauen ans Fließband –
Die Illusion der Selbstbestimmung ist geplatzt

VON SALLY-JO DURNEY

Fachkräfte sind überall Mangelware,
warnt das Institut für Arbeitsmarkt und
Berufsforschung. Sieben Millionen sol-
len bis 2035 fehlen. Als Lösung hat die
SPD-Parteivorsitzende Saskia Esken
jetzt vorgeschlagen, dass Frauen mehr
arbeiten sollten. Viele Nutzerinnen kri-
tisierten den Vorschlag in den sozialen
Netzwerken. Die Zielsetzung der Regie-
rung, Frauen in die Vollzeit zu bugsie-

ren, kommt gesellschaftlich gesehen denk-
bar zum falschen Moment. Eine Studie
von Forscherinnen der gewerkschaftsna-
hen Hans-Böckler-Stiftung zeigt laut
„Spiegel“, dass Frauen mehr als Männer
unter der Doppelbelastung Familie und
Beruf leiden, stärker vom „Mental Load“,
also dem Mitdenken im Haushalt und den
täglichen Besorgungen betroffen sind –
und das öfter, wenn sie in Vollzeit ange-
stellt sind. Laut den Forscherinnen seien
die Männer gefragt, mehr Arbeit in den
Haushalt zu investieren – aber auch da
geht wieder mögliche Arbeitszeit verloren.
Gleichzeitig stehen die Frauen vor einem
Paradox: Sie sollen die Kinder in die Kita
geben, um mangelnde Fachkräfte auszu-
gleichen, aber die Kitas können die Kin-
der nicht nehmen, weil sie unter Fach-
kräftemangel leiden. Da hilft auch das
mitschwingende Feminismus-Argument
nicht: Denn Frauenrechte sehen in der

Generation Esken anders aus als in der
Millenials oder der Generation Z. Karrie-
re machen ist eine Sache – aber jüngere
Frauen wollen auch, dass die Familie zu
ihrem Recht kommt. Und vor allem wol-
len sie das Recht auf Selbstbestimmung
ausüben, die ihnen von klein auf einge-
schärft worden ist; sie wollen wählen dür-
fen: Ob und wann sie arbeiten und Kinder
bekommen.
Die Sache ist komplex: Denn die Gründe
dafür, dass Fachkräfte fehlen, sind unter-
schiedlich und jeder, der darüber redet,
setzt seinen Akzent anders. Der Chef des
IZA, des „Institute of Labor Economics in
Bonn“, Simon Jäger, machte Anfang des
Jahres Schlagzeilen, weil er sagte, es gebe
gar keinen Fachkräftemangel: „Wir haben
jetzt gerade eine Rekordbeschäftigung in
Deutschland. Es arbeiten so viele Men-
schen wie noch nie – circa 46 Millionen
Menschen“, so der Ökonom gegenüber

der Deutschen Welle. Laut Jäger sind die
Arbeitskräfte einfach woanders; sie wollen
nicht an deutschen Krankenhäusern,
Schulen oder bei der Bundeswehr arbei-
ten: Weil die Bedingungen schlecht und
die Löhne niedrig sind. Die Lösung liegt
hier in der Zukunft – beziehungsweise in
den Geldbeuteln der Arbeitgeber oder der
Verbraucher. Denn reguliert sich die Sa-
che laut Jäger von selbst. Entweder ge-
stalten Arbeitgeber den Beruf attraktiver,
oder die Preise der Dienstleitung gehen
hoch.
Damit der Verbraucher nicht in die Röhre
schaut, schlägt Bernd Fitzenberger, der
Direktor des Instituts für Arbeitsmarkt
und Berufsforschung vor, sollen Arbeit-
geber Möglichkeiten finden, die Produk-
tivität zu steigern – um mehr Arbeit in
weniger Zeit zu schaffen. Frauen, da sind
sich beide Ökonomen einig, sollen trotz-
dem aus der Teilzeitarbeit raus, zum Bei-

spiel durch die Abschaffung des Ehe-
gattensplittings. Ein Sanitärbetrieb in
Überlingen am Bodensee hat unter an-
derem mit der Vier-Tage-Woche für
zwei offene Stellen zehn Bewerber an-
gelockt. Drei Tage-Wochenende, Fort-
bildungsangebote, frisches Obst und Ge-
müse inklusive – Betriebe tun alles, um
Fachkräfte anzuwerben und zu behalten.
Diese Nachrücker sind die Gewinner der
Situation. Sie können sich aussuchen,
wo sie hingehen möchten und bestim-
men die Bedingungen, unter denen sie
arbeiten wollen. Es wäre schön, wenn
das weiterhin auch für Frauen gelten
könnte. Besonders für die, die durch
Kinderbetreuung eine zusätzliche Leis-
tung erbringen. Es zeichnet sich aber
eine andere Realität ab. Die Illusion der
weiblichen Selbstbestimmung in Beruf
und Familienleben ist damit jedenfalls
geplatzt.

Die Migrationspolitik treibt die Bevölkerung um wie kaum ein anderes politisches Thema. Foto: dpa

Streit um eine
Asylreform
Thorsten Frei, Parlamentarischer Geschäftsführer der Unionsfraktion, will das Asylrecht ändern.
Was denken Parteifreunde, politische Gegner und ein Sozialethiker darüber? V O N S E B A S T I A N S A S S E

A
lle Umfragen belegen es: Die
Migrationspolitik ist das Thema,
das den Bürgern am meisten auf
den Nägeln brennt. Vor wenigen

Tagen hat Thorsten Frei (CDU), der Parla-
mentarische Geschäftsführer der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Vorschläge zu
einer Reform des Asylrechts gemacht. So-
fort gab es viel Kritik, hier werde Hand an-
gelegt an die Wurzeln des deutschen Asyl-
rechts. Es gab auf der anderen Seite Lob für
einen neuen Pragmatismus. Was fordert
nun Frei genau und wie werden seine Ideen
bewertet? Die Tagespost fragte nach bei
einem Parteifreund, einem politischen Geg-
ner und einem katholischen Sozialethiker.

Zunächst aber hat Frei seine Vorschläge
noch einmal gegenüber dieser Zeitung skiz-
ziert: „Zwischen Anspruch und Wirklich-
keit klafft im Asylrecht ein tiefer Graben.
Einerseits gestalten wir das Asylrecht als
Individualrecht ohne Obergrenze aus. An-
dererseits tun wir viel dafür, dass möglichst
wenige ihr Recht in Anspruch nehmen, weil
wir eine unbegrenzte Aufnahme auch gar
nicht leisten können – denn was die öffent-
liche Infrastruktur angeht, ist Deutschland
bereits heute überfordert“, beschreibt der
Christdemokrat die Lage. „Damit möglichst
wenige Menschen ihr Recht in Anspruch
nehmen, knüpfen wir es an die Vorausset-
zung eines Antrages in Europa. Wir initiie-
ren damit einen viel zu oft tödlichen Wett-
lauf, in dessen Rahmen nur eines gilt: Wer
zu alt, zu schwach, zu arm oder zu krank ist,
ist chancenlos. Er kann sich nicht auf den
Weg über das Mittelmeer oder durch die
Sahara machen. Es gilt das Recht der Stär-
keren. Frauen und Kindern sind faktisch
vom Asylrecht ausgeschlossen.“ Und fügt
hinzu: „Doch nicht nur mit Blick auf die An-
tragsteller entfaltet unser Recht eine inhu-
mane Wirkung. Mit der ungesteuerten
Migration verbinden sich Sicherheitsrisi-
ken und Integrationsprobleme. Hinzu
kommt, dass es in Europa kaum mehr ge-
lingt, zwischen Schutzbedürftigen und
Wirtschaftsmigranten zu trennen. Wer es
einmal nach Europa geschafft hat, sucht
sich heute sein Aufenthaltsland frei aus und
kann bleiben, gleichgültig ob er schutzbe-
dürftig ist oder aus ökonomischen Gründen
illegal einwandert.“ Freis Schlussfolgerung

aus dieser Diagnose: „Europa kann nur
dann die Kontrolle zurückerlangen, wenn
es sein Asylrecht umbaut. Eine Antragstel-
lung in Europa sollte nicht länger möglich
und der Bezug von Sozialleistungen und
Arbeitsmöglichkeiten umfassend ausge-
schlossen sein. Stattdessen sollte Europa
jährlich ein Kontingent von 300 000 oder
400 000 Schutzbedürftigen direkt aus dem
Ausland aufnehmen. Mit einem solchen
Asylrecht könnten wir uns an die
Schwächsten wenden. Kontingentlösungen
hätten zudem den Vorteil, dass Sicherheits-
risiken minimiert, die Chancen für eine In-
tegration maximiert und den Staaten ein
planbarer Ressourceneinsatz ermöglicht
würde. Die illegale Migration wäre unter-
bunden. Die Voraussetzung für all das wäre,
dass Europa sich ehrlich macht. Seine
Prognose: „Wenn wir nicht handeln, wird
die Unterstützung für unser Asylrecht
immer weiter erodieren.“

Lars Castellucci sieht die Thesen von
Frei kritisch. Der Sozialdemokrat ist Spre-
cher seiner Bundestagsfraktion für Migra-
tion und Integration. Der Protestant ist zu-
dem auch Beauftragter für Kirchen und Re-
ligionsgemeinschaften der SPD im Parla-
ment: „In der Flüchtlingspolitik dürfen wir
nicht auf Barrieren und Abschreckung set-
zen, sondern brauchen geordnete Verfah-

ren und legale Wege der Migration. Huma-
nität und Ordnung gehören immer zusam-
men“, betont er gegenüber dieser Zeitung.
„Herr Frei will das Asylrecht abschaffen.
Das widerspricht unserem Grundgesetz
und das lehnen auch zwei Drittel der Deut-
schen ab. Gut so. Aber es gibt unendlich viel
zu verbessern, dass Menschen nicht auf der
Flucht sterben, dass sie sichere Wege fin-
den, dass Menschen, die Arbeit suchen,
auch dafür mehr Möglichkeiten in Europa
bekommen anstatt sich Schleppern anzu-
vertrauen. Dafür braucht es Kooperation
mit Herkunftsländern, bessere Infor-
mation, bessere Zusammenarbeit in Eu-
ropa und auch bessere Unterstützung beim
Ankommen und Hereinkommen in unsere
Gesellschaft.“ Als Aufgabenfelder benennt
Castellucci: „ Arbeit, Sprache, Bildung, Be-
gegnung von Tag 1 an.“ Und versichert: „Da-
ran arbeitet die Koalition.“

Asylpolitik mit
Augenmaß
Große Zustimmung erfährt Frei hingegen
von seinem Fraktionskollegen Klaus-Peter
Willsch. Der hessische CDU-Bundestags-
abgeordnete ist einer der Sprecher des
„Berliner Kreises“ und so einer der Wort-
führer konservativer Abgeordneter in der

Fraktion. Freis Initiative sei begrüßens-
wert, besonders die Idee des Kontigents.
„300 000 bis 400 000 Flüchtlinge, das wä-
re ein bemerkenswerter Fortschritt in An-
betracht der Prognose von rund 300 000
Flüchtlingen allein für Deutschland in die-
sem Jahr. Aus dem Individualrecht auf Asyl
würde so eine Institutsgarantie. Eine An-
tragstellung auf europäischem Boden wäre
nicht länger möglich, der unsäglichen Ver-
mischung von Asylrecht und illegaler Wirt-
schaftsmigration wäre damit ein Riegel vor-
geschoben“, erläutert er gegenüber dieser
Zeitung. Und auch Willsch betont, dass dies
zu einem „Mehr an Humanität“ führen
würde. Denn: „Die gegenwärtigen Regelun-
gen begünstigen solche Migranten, die kör-
perlich in der Lage und finanziell potent ge-
nug sind, illegal nach Europa einzureisen. „
Und Willsch denkt noch weiter: „In Kombi-
nation mit dem Vorschlag Markus Söders,
die gewährten Gratisleistungen für Flücht-
linge zu reduzieren, könnte dieser Ansatz
den Weg zu einer kohärenten europäischen
Lösung für das drängende Migrationsprob-
lem ebnen, das unsere Gemeinden als
Unterbringungspflichtige kaum noch leis-
ten können. Sollte es darüber hinaus gelin-
gen, die konsequente Rückführung ausrei-
sepflichtiger Individuen zu gewährleisten,
könnte Europa endlich zu einer Asylpolitik

mit Augenmaß zurückfinden.“
Was sagt die katholische Sozialethik? Für

Peter Schallenberg, Direktor der Katholi-
schen Sozialwissenschaftlichen Zentral-
stelle, zielen Freis Vorschläge nicht auf eine
grundsätzliche Abschaffung des Grund-
rechts auf Asyl ab. Es gehe um die prakti-
sche Anwendung. „Aus humanitären Grün-
den sind beispielsweise mindestens ein
Drittel der afghanischen Bevölkerung asyl-
berechtigt, und ähnlich sieht es für viele an-
dere Staaten aus, nicht zuletzt der Subsaha-
razone; der Wahnwitz einer praktischen
Umsetzbarkeit dieses Rechtes liegt auf der
Hand“, so Schallenberg gegenüber dieser
Zeitung. Als das individuelle Grundrecht
auf Asyl formuliert und aufgestellt wurde,
sei an solche Zustände nicht zu denken ge-
wesen. Schallenberg betont daher: „Ich hal-
te den Vorschlag von Thorsten Frei für voll-
kommen vereinbar mit den Grundsätzen
der katholischen Soziallehre.“

Denn: „Ein bloßes Gutmenschentum ist
wohlfeil, bringt aber keine Fortschritte bei
einer politischen und humanitären Umset-
zung des Grundrechts auf Asyl. Dieses
Grundrecht soll keineswegs abgeschafft,
sondern nur anders organisiert werden. Ich
sehe nicht, warum dies einer humanitären
und von christlicher Sozialethik durch-
tränkten Asylpolitik widersprechen sollte.“


